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Chronique générale

Enseignement, culture et médias

Enseignement et recherche

Ecoles obligatoires

Un état d'esprit de "Guerre des langues" s’est immiscé dans la sphère de la formation.
Alors qu’en 2004, les cantons avaient négocié un compromis sur l’enseignement des
langues, de nombreuses interventions cantonales ont mis en difficulté cet accord. A
Schaffhouse, le Grand Conseil a accepté une motion qui vise à supprimer le français de
l’enseignement primaire. Le canton de Thurgovie lui a emboité le pas avec l’adoption
d’une motion similaire. Du côté de Nidwald, le Conseil d’Etat a approuvé une initiative
qui entendait évincer le français, avant d’être désapprouvé par son parlement. Puis,
finalement, dans les Grisons et à Lucerne, deux initiatives, qui souhaitent qu’une seule
langue étrangère soit enseignée à l’école primaire, ont abouti. Si certaines initiatives
n’attaquaient pas ouvertement le français, différents politiciens romands ont
néanmoins fortement réagi. Le débat s’est rapidement embrasé: les arguments
pédagogiques se sont heurtés à l’idée de cohésion nationale. Le ministre de l’Intérieur
Alain Berset a été contraint de réagir. Il a indiqué qu’il était prêt à agir si nécessaire,
afin de préserver la cohésion nationale et les valeurs culturelles helvétiques.
Finalement, la Conférence Suisse des directeurs cantonaux de l’instruction publique
(CDIP) a jugé qu’il était inadmissible de ne pas enseigner les langues nationales dès le
primaire. De plus, elle a ajouté que les cantons avaient le devoir de faire respecter le
compromis de 2004. A travers un vote consultatif, les différentes organisations
cantonales d’enseignants ont estimé qu’une seule langue étrangère devait être
enseignée au primaire et que cette langue devait être une langue nationale. Puis, Berne,
s’est immiscé dans le débat. Deux interpellations de Christian Levrat (ps, FR) et de
Raphaël Comte (plr, NE) ont soulevé la question au sein de la chambre des cantons,
avant que le Conseil national adopte un postulat de sa Commission de la science, de
l’éducation et de la culture du Conseil national (CSEC-CN) qui vise l’établissement d’un
programme d’échanges linguistiques au niveau de l’école obligatoire et du secondaire
II. 1

AUTRE
DATE: 28.08.2014
GUILLAUME ZUMOFEN

Culture, langues, églises

Langues

Der Kanton Graubünden stellte ein Bündel von dringlichen Massnahmen vor, welche
eine weitere Marginalisierung des Rätoromanischen verhindern sollen. Die Kosten des
Gesamtpakets wurden von der Kantonsregierung auf 2,4 Mio Fr. jährlich geschätzt. Mit
1,8 Mio Fr. bildet dabei die geplante Tageszeitung in der Standardsprache "Rumantsch
grischun" den finanziell gewichtigsten Brocken. Weitere Schwerpunkte betreffen die
Bereiche Schule und Bildung sowie die Schaffung der Stelle eines kantonalen
Sprachbeauftragten. Nach Ansicht der Bündner Regierung soll der Bund zu fünf
Sechsteln und der Kanton zu einem Sechstel für die anfallenden Kosten aufkommen.
Die Kantonsregierung orientierte zudem über ein Pilotprojekt, welches die Region
Unterengadin-Müstair dem Territorialitätsprinzip unterstellen möchte. Damit würde -
unabhängig vom Grad der deutschschweizerischen Zuwanderung - in allen Gemeinden
der Region Rätoromanisch zur alleinigen Amts-, Schul- und Verkehrssprache erklärt. 2

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 29.03.1994
MARIANNE BENTELI

Mit Beginn des neuen Schuljahres führte der Kanton Uri als bisher erster und einziger
Schweizer Kanton Italienisch als erste Fremdsprache ein. Uri begründete diese
Neuerung, die in Widerspruch zu den Richtlinien der Schweizerischen
Erziehungsdirektorenkonferenz steht, mit der geographischen, historischen und
mentalitätsmässigen Nähe zum Kanton Tessin. Dieser leistete denn auch einen
substantiellen Beitrag an die Ausbildung der urnerischen Lehrkräfte sowie an die
Ausarbeitung der für die Durchführung des neuen Fremdsprachenkonzeptes
notwendigen Lehrmittel. Frühitalienisch steht auch im Kanton Graubünden zur
Diskussion. 3

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 22.08.1994
MARIANNE BENTELI
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Auch im Kanton Graubünden laufen Bestrebungen, die Zweisprachigkeit der
Bevölkerung bereits auf Schulstufe sicherzustllen. Im oberengadinischen Samedan, in
dem sich nur noch 10% der Bevölkerung zum Romanischen bekennen, soll im nächsten
Jahr an den Schulen das sogenannte Immersionsmodell eingeführt werden. Dabei
werden Deutsch und Rätoromanisch in der ganzen Volksschule als zwei gleichwertige
Sprachen behandelt und im Unterricht verwendet. 4

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 23.08.1994
MARIANNE BENTELI

In Graubünden soll gemäss einem Vorschlag der Kantonsregierung auch in den
deutschsprachigen Primarschulen der Unterricht in einer im Kanton gesprochenen
Zweitsprache (Italienisch oder Romanisch) als Obligatorium eingeführt werden. Bisher
war eine Fremdsprache (Deutsch) im dreisprachigen Kanton einzig für Unterschüler
romanischer oder italienischer Muttersprache Pflichtfach. Der Bündner Grosse Rat
stimmte diesem Konzept zu, so dass es im Schuljahr 1999/2000 erstmals zur
Anwendung gelangen wird. 5

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 08.10.1996
MARIANNE BENTELI

Die 1998 vom Zürcher Regierungsrat initiierte Diskussion um Englisch als erste in der
Schule unterrichtete Fremdsprache hielt weiter an. Ende August sprach sich die
kantonale Erziehungsdirektorenkonferenz (EDK) für den Beginn des
Fremdsprachenunterrichts in der 3. Primarklasse aus, allerdings ohne sich darauf
festzulegen, ob dies eine Landessprache oder Englisch sein soll; gleichzeitig empfahl
sie, den Unterricht in einer zweiten Fremdsprache in der 5. Klasse aufzunehmen. Der
Dachverband Schweizer Lehrerinnen und Lehrer (LCH) unterstützte die
Dreisprachigkeit als Bildungsziel der Volksschule, verlangte aber von den Kantonen ein
koordiniertes Vorgehen. Obgleich die EDK für November einen definitiven Entscheid in
Aussicht stellte, bekräftigte der Regierungsrat des Kantons Zürich Mitte September
erneut seinen Willen, in nächster Zukunft Englisch ab dem 3. Schuljahr als erste
Fremdsprache einzuführen, unabhängig von allfälligen Empfehlungen der EDK;
begründet wurde dieses erneute Vorpreschen, das weniger im Grundsatz als vielmehr
wegen des Zeitpunkts der Ankündigung nicht nur in der Romandie ziemlichen Unmut
auslöste, mit der alleinigen Kantonshoheit in Schulfragen. 

Appenzell-Innerrhoden war bereits im März aktiv geworden und hatte beschlossen, ab
Sommer 2001 in allen 3. bis 6. Primarklassen den obligatorischen Englischunterricht
unter gleichzeitiger Abschaffung des Frühfranzösisch einzuführen. Einen, wenn auch
etwas anders gelagerten Entscheid zugunsten des Englischen fällte auch der Kanton
Graubünden, der 1997 eine zweite Kantonssprache als erste Fremdsprache bestimmt
hatte; er beschloss nun, ab der 7. Klasse Englisch als obligatorische zweite
Fremdsprache in den Lehrplan aufzunehmen; Französisch wird nur noch fakultativ
angeboten. An ihrer Jahresversammlung von Anfang November setzte die
Erziehungsdirektorenkonferenz ihren Entscheid allerdings erneut aus. Unbestritten
war, dass der Fremdsprachenunterricht an den Volksschulen zügig ausgebaut werden
soll; 13 Mitglieder sprachen sich für den Start mit einer Landessprache aus, 12 wollten
diesen Entscheid den Kantonen überlassen. Für den Beginn mit einer Landessprache
votierten sämtliche lateinischen und zweisprachigen Kantone sowie SO, BL und SG. BS
enthielt sich der Stimme. Obgleich die EDK ihre Mitglieder bat, vorerst allfällige
Umsetzungsmassnahmen lediglich auf Versuchsbasis zu treffen, erklärten die
Bildungsdirektoren der Zentralschweiz kurz vor Jahresende, sie wollten Frühenglisch
wenn möglich bereits ab 2004 einführen. 6

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 22.12.2000
MARIANNE BENTELI

Als das BFS Anfang Jahr die provisorischen Ergebnisse der Volkszählung 2000 bekannt
gab, forderten die «Lia Rumantscha» (LR) sowie die im Vorjahr gegründete Gruppe der
romanischsprachigen bündnerischen Grossrätinnen und Grossräte umgehend griffige
Massnahmen, namentlich Weichenstellungen im Rahmen der Totalrevision der
Kantonsverfassung und bei der Ausarbeitung des Bundessprachengesetzes. Ende März
überreichte eine Initiantengruppe der Kantonsregierung ein «Manifest zur Lage des
Rätoromanischen», das auch an Bundepräsident Villiger übermittelt wurde. Darin
verlangten sie ein kantonales Kompetenzzentrum zur Förderung der romanischen
Sprache sowie ein eigenes Sprachengesetz. Die romanischen Organisationen orteten in
der Einführung des neuen Sprachenkonzeptes an den Bündner Schulen eine weitere
Bedrohung des Rätoromanischen. Sie verlangten insbesondere einen obligatorischen
romanischen Erstsprachenunterricht an der Oberschule für Schüler aus romanischen
Primarschulen. Als Mittel zur Förderung der rätoromanischen Sensibilität sieht die LR
die unverzügliche Einführung der Standardsprache Rumantsch Grischun (RG) an allen

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 28.10.2002
MARIANNE BENTELI
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Schulen, die heute in einem der Bündner Idiome unterrichten. Zudem soll RG an
Mittelschulen und an der Pädagogischen Hochschule die wichtigste romanische
Sprache werden. Auch die Kantonsregierung sieht eine Privilegierung des RG vor, doch
möchte sie dabei gemächlicher vorgehen als die LR. 7

Ab 2010 sollen die traditionellen romanischen Idiome aus allen Schulen in Graubünden
verschwinden und der Einheitssprache Rumantsch Grischun (RG) Platz machen.
Gemäss Beschluss der Bündner Regierung, die im Rahmen eines Sparpakets entschied,
ab 2005 Lehrmittel nur noch in der Einheitssprache herzustellen, soll RG im Jahr 2007
in ersten Pioniergemeinden eingeführt werden, drei Jahre später dann flächendeckend
im ganzen Kanton. Die bisherigen Idiome werden als gesprochene Unterrichtssprache
(und als Sprache der «klassischen» romanischen Literatur) zwar weiterhin ihren Platz in
den Schulen haben, doch als zu erlernende Schriftsprachen werden Sursilvan, Sutsilvan,
Puter und Vallader dannzumal endgültig der Vergangenheit angehören. 8

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 10.12.2003
MARIANNE BENTELI

Der Bündner Regierungsrat verabschiedete die Grundsätze zu einer schrittweisen
Einführung von Rumantsch Grischun in der Schule ab 2007. Die gemeinsame
romanische Schriftsprache soll dazu beitragen, die vierte Landessprache zu erhalten
und zu fördern. Dazu kann der Kanton zwar die Lehrmittel vorschreiben, doch die Wahl
einer der sechs romanischen Schriftsprachen liegt bei den Gemeinden, von denen sich
viele ablehnend äusserten. Die sechs Gemeinden des Münstertals beschlossen,
Rumantsch Grischun als Unterrichtssprache in der Volksschule zu benutzen. 9

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 10.06.2005
MAGDALENA BERNATH

Im dreisprachigen Kanton Graubünden legte die Regierung dem Parlament ein neues
Sprachengesetz vor. Dieses regelt den Gebrauch der Amtssprachen Deutsch,
Rätoromanisch und Italienisch. Die umstrittene Einheitssprache Romantsch Grischun
ist nur für die kantonale Ebene vorgeschrieben; ihre Verwendung auf regionaler oder
kommunaler Ebene soll weiterhin nicht zentral geregelt werden. Als pragmatisches
Territorialitätsprinzip bezeichnete die Regierung ihre Vorschläge für die Bestimmung
der jeweiligen Amts- und Schulsprache in den Gemeinden und Kreisen. Diese Regeln
schützen die Sprachminderheit der Rätoromanen vor einer Verdrängung ihrer Sprache
durch das Deutsche, fixieren die Sprachgrenze aber nicht auf ewige Zeiten. Sprechen in
einer Einheit mindestens 50 Prozent der Bevölkerung die traditionell angestammte
Sprache, gilt sie als einsprachig. Sprechen noch zwischen 20 Prozent und 50 Prozent
das traditionelle Idiom, so soll sie als zweisprachig gelten. Sinkt hingegen der Anteil der
angestammten Sprachgemeinschaft unter 20 Prozent, kann von der betroffenen
Bevölkerung mit einer qualifizierten Mehrheit (66%) der Wechsel zur neuen
Mehrheitssprache beschlossen werden. Nachdem Rätoromanen die neue Regelung als
minderheitenfeindlich kritisiert hatten, beschloss das Parlament, dass eine Gemeinde
auch dann als einsprachig (d.h. in der Praxis fast immer Romanisch) gelten soll, wenn
nur noch mindestens 40 Prozent der Einwohner die angestammte Sprache sprechen. 
Dies wiederum rief eine «Interessengemeinschaft Sprachenfreiheit» auf den Plan, die
das Referendum gegen das neue Sprachengesetz lancierte. Sie bemängelte, dass damit
in ursprünglich romanischsprachigen Gemeinden und Kreisen, deren Bevölkerung
heute aber zu 60 Prozent deutscher Muttersprache ist, in der Schule, im Verkehr mit
der lokalen Verwaltung und vor den Gerichten einzig das Rätoromanische zugelassen
wäre. 10

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 19.10.2006
MARIANNE BENTELI

Das Berichtsjahr erlebte eine Neuauflage des Bündner Sprachenstreits. Die
Befürworter der einheitlichen rätoromanischen Schrift- bzw. Standardsprache
Rumantsch Grischun sahen sich mit einer durch Gemeindebehörden und
Kulturschaffende unterstützten Bewegung konfrontiert, die das Rumantsch Grischun
als Alphabetisierungssprache aus den Bündner Schulzimmern verbannt haben wollte.
Zwar obliegt die Wahl der Unterrichtssprache kommunaler Kompetenz, die
Lehrmittelgestaltung hingegen untersteht dem kantonalen Lehrmittelverlag. Gemäss
Grossratsbeschluss von 2003 werden die kantonalen Schulbücher seit 2005 aus
Spargründen und zur Stärkung des grundsätzlich gefährdeten Rätoromanischen neben
Deutsch und Italienisch in der rätoromanischen Standardsprache verlegt. Insbesondere
im Unterengadin, im Münstertal und im Bündner Oberland regte sich aus Angst vor einer
Schwächung der lokalen Idiome Widerstand. Organisiert in sogenannten Pro-Idioms-
Vereinen wehrten sich die Gegner der Standardsprache gegen die schulpolitische

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 03.01.2011
SUZANNE SCHÄR
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Bevorzugung einer Kunstsprache auf Kosten der lokalen Idiome. Ende März wurde im
Münstertal eine Initiative gegen das Rumantsch Grischun als Alphabetisierungssprache
eingereicht, das die Münstertaler nach Inkrafttreten des kantonalen Sprachengesetzes
(2007) als eine Pioniergemeinde eingeführt hatten. Ähnliche Bestrebungen zurück zum
lokalen Schriftidiom gab es auch im surselvischen Ilanz. Ende des Berichtsjahrs
präsentierte die Dachorganisation Lia Rumantscha einen Kompromissvorschlag zum
Sprachenstreit. Dabei sollen die Schulen zwischen einer Alphabetisierung im Idiom oder
einer solchen in Rumantsch Grischun wählen können, müssen dabei aber passive
Kenntnisse der jeweils anderen Sprache vermitteln. Nach dem Willen der Bündner
Regierung und der vorbereitenden Grossratskommission sollen im revidierten Bündner
Schulgesetz alle Idiome und Rumantsch Grischun einander künftig gleichgestellt sein. 11

Obwohl der Bündner Grosse Rat bereits im Dezember 2011 einen wegweisenden
Entscheid traf, erhitzte der Bündner Sprachenstreit auch im Berichtsjahr weiterhin die
Gemüter. Der Entscheid, dass die obligatorischen Lehrmittel an Schulen künftig auch in
den fünf Idiomen gedruckt werden dürfen – also nicht zwingend in der Einheitssprache
Rumantsch Grischun verfasst sein müssen – stand im Zentrum der Debatte. Dieses
Koexistenzmodell sah vor, dass die Gemeinden die Alphabetisierungssprache selber
wählen können, jedoch auch passive Kenntnisse in der jeweils anderen Sprache
vermitteln müssen. Bis zum Ende des Berichtjahres blieben Fragen rund um die
konkrete Umsetzung dieser Pläne offen und umstritten. 12

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 10.02.2012
MÄDER PETRA

Der Bündner Sprachenstreit zog sich auch im Berichtsjahr weiter. Der Ende 2011
gefällte wegweisende Entscheid der Bündner Regierung, wonach der Schulunterricht
ausschliesslich für zukünftige Primarschüler ab dem Schuleintritt in den verschiedenen
Idiomen abgehalten werden kann, wurde vom Bundesgericht gestützt. Die Beschwerde
von betroffenen Eltern, deren Kinder im Rahmen eines Pilotversuchs mit der
Unterrichtssprache Rumantsch Grischun eingeschult worden waren und die nun eine
Rückkehr zu den Idiomen forderten, wurde somit abgelehnt. Um in Zukunft einen
zeitgemässen Unterricht in Sursilvan, Sutsilvan, Puter und Vallander gewährleisten zu
können, beschloss die Bündner Regierung im November, bis im Mai 2014 ein Konzept
zur Erstellung neuer Lehrmittel in den Idiomen zu erarbeiten. Mit diesem Entscheid
gaben sich die Lia Rumantscha und Pro Idioms Engiadina – wenn auch nicht ohne
Vorbehalte – zufrieden. Die Bündner Elterngruppe kündigte indes an, ihre Beschwerde
an den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte weiterzuziehen. 13

PROCÉDURE JUDICIAIRE
DATE: 12.07.2013
MARLÈNE GERBER

Die Elterngruppe, welche bereits im Vorjahr mit einer Klage ans Bundesgericht gelangt
war, erreichte die oberste Gerichtsinstanz der Schweiz im Frühjahr 2014 mit einer
weiteren Beschwerde. Grund für die Klage ist ein Bündner Grossratsbeschluss, wonach
die Umstellung der Schulsprache von Rumantsch Grischun auf die Idiome oder
umgekehrt nur zu Beginn und nicht während der gesamten Schulzeit erfolgen darf. Die
Eltern von bereits eingeschulten Kindern vertraten in ihrer neuen Beschwerde die
Ansicht, dass dem Kanton die nötigen Kompetenzen zur Fassung eines solchen
Beschlusses fehlen würden; dies sei Sache der Gemeinden. Der
Bundesgerichtsentscheid wird 2015 erwartet. Das Verwaltungsgericht hatte die Klage im
Vorjahr bereits abgewiesen. 14

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 10.12.2014
MARLÈNE GERBER

Im Frühjahr 2019 veröffentlichte das Zentrum für Demokratie Aarau (ZDA) die
Ergebnisse einer 2018 vom BAK in Auftrag gegebenen Studie zur Wirkung der
Bundesfinanzhilfen an den Kanton Graubünden hinsichtlich der Erhaltung und
Förderung der rätoromanischen und italienischen Sprache und Kultur im Kanton. Der
Evaluationsbericht sollte zum einen als Entscheidungsgrundlage für die Förderperiode
2021–2024 und zum anderen zur Beantwortung des Postulats Semadeni (sp, GR; Po.
15.4117) beigezogen werden. Im Bericht wurde die aktuelle Situation des
Rätoromanischen und des Italienischen sowohl für das angestammte als auch das
erweiterte Sprachgebiet aufgezeigt und Hand zu Verbesserungsmöglichkeiten für das
Förderinstrumentarium geboten. Für die Studie waren zunächst 54 Angehörige der
rätoromanischen und italienischen Zivilgesellschaft sowohl im Kanton Graubünden als
auch in der restlichen Schweiz mittels eines Fragebogens zur Nützlichkeit und
Angemessenheit der ergriffenen Massnahmen befragt worden. Im Anschluss waren elf
Interviews mit Expertinnen und Experten aus der Wissenschaft, der Politik und den

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 31.03.2019
MELIKE GÖKCE

01.01.65 - 01.01.21 4ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



involvierten Institutionen durchgeführt worden. 
Die Untersuchungsergebnisse liessen auf deutliche Unterschiede zwischen den beiden
Sprachminderheiten schliessen: Während das Italienische im angestammten
Sprachgebiet als Amts-, Arbeits- und Alltagssprache weiterhin unangefochten sei, stelle
das Verhältnis der Italienischsprechenden zu den behördlichen Instanzen und den
staatsnahen Betrieben eine grosse Herausforderung dar. Dadurch werde die
Gleichwertigkeit des Italienischen als Amtssprache innerhalb des kantonalen
Staatswesens bisweilen erheblich beeinträchtigt. Das Rätoromanische hingegen werde
bereits mittelfristig mit der Gefahr einer Zurück- bzw. Verdrängung konfrontiert sein,
da es schon heute teilweise in seinen traditionellen Verbreitungsgebieten als Amts-,
Arbeits- und Alltagssprache vom Deutschen abgelöst werde.  
Eine wesentliche Schwäche deckte die Studie in der Umsetzung des im Grundsatz
minderheitenfreundlichen kantonalen Sprachengesetzes auf. Die
Hauptverantwortlichkeit zur Erhaltung und Förderung der beiden
Minderheitensprachen im Kanton Graubünden werde vom Kanton selbst nur zögerlich
wahrgenommen. Damit zusammenhängend offenbarte sich ein weiterer Schwachpunkt
im für die Sprachförderung relevanten Bereich des Sprachunterrichts: Von
verschiedener Seite sei moniert worden, dass die Lehrmittel für die beiden
Minderheitensprachen qualitativ den deutschsprachigen Lehrmitteln nachstünden und
oft auch erst mit Verspätung erschienen. Fehlende finanzielle Mittel führten zudem zu
einer Kürzung bzw. Streichung des Romanisch- und Italienischunterrichts an
Mittelschulen, wodurch das Bildungsangebot auf verschiedenen Stufen unterbrochen
oder zumindest ausgedünnt werde. In der Folge bestehe eine reale Gefahr, dass
insbesondere die Romanischkenntnisse weiter sänken, weniger Lehrpersonal
ausgebildet werde und die Sprache auszusterben drohe.
Um diesen Entwicklungen entgegenzuwirken, gaben die Studienverantwortlichen vier
Hauptempfehlungen ab: Erstens erfordere es einen konzentrierten Einsatz finanzieller
Mittel im Bildungssektor, besonders hinsichtlich der kritischen Situation des
Rätoromanischen. Dadurch solle ein durchgängiges Angebot an Romanischunterricht
von der Krippe bis zur Hochschule gewährleistet werden und auch das Modell der
zweisprachigen Kindergärten und Primarschulen auf mehr deutschsprachige
Gemeinden ausgeweitet werden. Zweitens müssten Massnahmen auch über die
Kantonsgrenze hinaus ergriffen werden, indem die Förderung von Bildungsangeboten,
insbesondere zweisprachiger Schulen (Rätoromanisch/Deutsch), nicht nur in den
deutschsprachigen Gebieten innerhalb des Kantons, sondern auch in anderen
Kantonen anvisiert werde. Drittens müsse man die Mehrsprachigkeit in der kantonalen
Verwaltung stärken, insbesondere hinsichtlich des Italienischen. Die deutschsprachigen
Mitarbeitenden sollten bessere Italienischkenntnisse erlangen und italienischsprachige
Bewerbungen nicht wegen fehlender Deutschkenntnisse benachteiligt werden. Als
letzte Empfehlung wurden sowohl der Kanton Graubünden als auch der Bund dazu
angehalten, ihre Governance in diesem Bereich zu überdenken. Auch wenn sich die
Leistungsvereinbarung als Sprachförderungsmittel bewährt habe, müsse man diese in
ihrer Ausgestaltung konkretisieren, einzelne Massnahmen und Zuständigkeiten
präzisieren sowie ein stärkeres Monitoring vorsehen, um die strategischen und
operativen Verantwortungen nicht zu verwischen. 15
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